
 
E I N I G U N G 

 
 

zwischen den in der 
 
 

Vereinigung der Arbeitgeberverbände der deutschen Papierindustrie e. V. 
zusammengeschlossenen Arbeitgeberverbänden 

 
 

und der 
 
 

Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie - IG BCE: 
 
 
 

 
Die Tarifvertragsparteien vereinbaren zu der Auslegung der wichtigsten Änderungen des 
Manteltarifvertrags entsprechend dem Tarifabschluss vom 02.12.2010 Folgendes: 

 
 

§ 1 Geltungsbereich 
 
 
Keine wesentlichen Änderungen. Es wurde lediglich durch eine Fußnote klargestellt, dass 
die eingetragene Lebenspartnerschaft einer Ehe im Rahmen des MTV gleichgestellt ist. 
 
 

§ 2 Einstellung 
 
Die Bestimmung ist im Wesentlichen unverändert geblieben. Sie wurde sprachlich 
angepasst und ein Hinweis auf das Nachweisgesetz eingefügt.  
 
Geregelt wurde, dass Arbeitnehmer (§ 2.4 MTV) nach der Einstellung - eine vorherige 
Frage ist nach dem AGG unzulässig - auf eine Schwerbehinderung oder Gleichstellung 
hinweisen müssen. Entsprechendes gilt auch schon für die Antragstellung, wenn ihre 
Einsatzmöglichkeit auf dem Arbeitsplatz beeinträchtigt werden kann.  
 
Voraussetzung ist, dass der Arbeitgeber die Arbeitnehmer zuvor, z. B. im Arbeitsvertrag, 
der Arbeitsordnung oder durch ein entsprechendes Informationsschreiben bzw. einen 
Aushang informiert hat. 
 
 

§ 3 Probezeit, Befristung, Aushilfe, Teilzeitarbeit 

 
Der neue Text enthält wesentliche Änderungen. 
 
Die bisherigen Probezeitregelungen waren teilweise nicht mehr zeitgemäß (eintägige 
Kündigungsfrist für gewerbliche Arbeitnehmer) und zudem widersprüchlich, da die 
Probezeitkündigungsfrist der Angestellten länger (1 Monat zum Monatsende) war als nach 
Ablauf der Probezeit (4 Wochen).  
 



Die Regelung geht jetzt grundsätzlich von einer Kündigungsfrist von 14 Tagen in der 
Probezeit für alle Arbeitnehmer aus. Selbstverständlich sind längere Fristen möglich. 
 
Die Dauer der Probezeit beträgt zwischen 3 und 6 Monaten. Innerhalb dieser Zeit, also 
auch noch am letzten Tag des 6. Monats, kann, wenn eine Probezeit von 6 Monaten 
vereinbart war, anders als bisher mit der verkürzten Probezeitkündigungsfrist gekündigt 
werden. Damit kann eine Übereinstimmung mit dem Kündigungsschutzgesetz 
herbeigeführt werden, dessen Schutz - unabhängig von einer vereinbarten Probezeit - nach 
6 Monaten einsetzt. Im Anschluss daran gelten die gesetzlichen Regelungen. Wenn nichts 
anderes vereinbart wird, gelten somit die gesetzlichen Kündigungsfristen.  
 
Auch die Regelung für Aushilfen wurde klarer gestaltet. Aushilfstätigkeiten sind anders als 
im bisherigen MTV in allen Bereichen denkbar. Die kurze Kündigungsfrist von 3 Tagen gilt 
in den ersten 3 Monaten, danach gilt in Anlehnung an die Probezeitregelung eine 
Kündigungsfrist von 14 Tagen bis zum Ablauf des 6. Monats. Bei einer Aushilfstätigkeit mit 
einer Dauer von mehr als 6 Monaten gilt die gesetzliche Kündigungsfrist von 4 Wochen 
zum 15. eines Monats bzw. zum Monatsende. 
 
Die Möglichkeit einer Verlängerung sachgrundlos befristeter Arbeitsverhältnisse bis zu 6 
Mal und einer maximalen Dauer von 48 Monaten mit individueller Zustimmung oder in 
Form einer Betriebsvereinbarung besteht weiterhin. 
 
 

§ 4 Kündigung, Beendigung, Erwerbsminderung 

 

Die Kündigungsfristen außerhalb der Probezeit sind unverändert geblieben. Längere 
Kündigungsfristen können wie bisher einzelvertraglich vereinbart werden, wobei die für den 
Arbeitnehmer geltenden Kündigungsfristen nicht länger sein dürfen als die vom Arbeitgeber 
einzuhaltenden Fristen.  
 
Neu aufgenommen wurde die Bestimmung der Ziff. 5, wonach das Arbeitsverhältnis mit 
dem Zeitpunkt endet, in dem die reguläre Altersrente in Anspruch genommen werden kann 
(Regelaltersgrenze nach § 35 bzw. 235 SGB VI), auch wenn der Arbeitnehmer die Rente 
nicht in Anspruch nimmt. Für die Jahrgänge ab 1964 ist das das 67. Lebensjahr. Für die 
früheren Jahrgänge sind die entsprechenden Übergangsregelungen zu beachten. Die 
bloße Möglichkeit des Bezugs einer vorgezogenen, auch abschlagsfreien Altersrente, zum 
Beispiel für langjährige Beschäftigte oder Schwerbehinderte genügt nicht. Insoweit bedarf 
es wie bisher einer Vereinbarung über das Ausscheiden, die frühestens 3 Jahre vor dem 
beabsichtigten Ausscheiden verbindlich getroffen werden kann. 
 
In Ziff. 6 wurde geregelt, dass das Arbeitsverhältnis mit der Zuerkennung einer Dauerrente 
(Rente bis zur Regelaltersgrenze) wegen voller Erwerbsminderung endet. Der Zeitpunkt 
der „Zuerkennung“ ist der Zeitpunkt der Zustellung des Bescheids an den Mitarbeiter. Dies 
gilt auch bei einer rückwirkenden Gewährung der Rente. Bei nur befristeten Renten endet 
das Arbeitsverhältnis nicht automatisch, es ruht. Damit entfallen die Hauptpflichten, 
insbesondere die finanziellen Verpflichtungen wie die Entgeltzahlung, der Anspruch auf 
den tariflichen Urlaub und die Arbeitsverpflichtung. Nebenpflichten wie die Verpflichtung 
über vertrauliche Angelegenheiten Stillschweigen zu bewahren, bestehen fort. 
 
 



§ 5 Absicherung der Arbeitnehmereinkommen 

 
Hier wurde nur eine, aber wichtige Änderung vorgenommen, die das Ziel hat, 
leistungsgeminderte Arbeitnehmer im Betrieb zu halten. Es wurde die Möglichkeit 
geschaffen, von der Verdienstgarantie bei einer Versetzung aufgrund unverschuldeter 
verminderter Leistungsfähigkeit im Einzelfall mit Zustimmung des Betriebsrats 
abzuweichen, wenn ein zuvor nicht oder nicht in diesem Betrieb  bestehender Arbeitsplatz 
geschaffen wird, z. B. indem die fremd vergebene Pforte wieder mit einem eigenen 
Arbeitnehmer besetzt wird. 
 
 

§ 6 Regelmäßige Arbeitszeit 

 
Im Hinblick auf die derzeit geltenden sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften wurde in 
Ziff. 2.1.2 aufgenommen, dass bei Ausnutzung des auf bis zu längstens 36 Monate 
verlängerbaren Ausgleichszeitraums zur Erreichung der regelmäßigen Arbeitszeit das 
sozialversicherungsrechtliche Beschäftigungsverhältnis aufrechterhalten bleiben muss. 
Derzeit darf außerhalb einer Lebensarbeitszeitregelung eine Freistellung von der Arbeit 
nicht länger als einen Monat dauern, d. h. bei Flexi-Konten muss spätestens nach einem 
Monat ein Tag gearbeitet oder ein Tag Urlaub eingeschoben werden. 
 
Bei Ziff. 4 wurde eine Vereinheitlichung des Frühschlusses an Heiligabend und Silvester 
zwischen gewerblichen Arbeitnehmern und Angestellten dergestalt vorgenommen, dass die 
Arbeitszeit einheitlich um 12:00 Uhr für die Arbeitnehmer endet, deren Tätigkeit nicht in 
unmittelbarem Zusammenhang mit der Produktion steht, sofern sie nicht Schichtarbeit 
leisten oder mit Reparaturarbeiten betraut werden, die während des laufenden Betriebs 
nicht ausgeführt werden können. 
 
Eine Tätigkeit steht dann in unmittelbarem Zusammenhang mit der Produktion bzw. den 
hierzu notwendigen Nebenanlagen, wenn die Tätigkeit zur Aufrechterhaltung der 
Produktion bzw. dem Abfahren der Anlagen notwendig ist.  
 
 

§ 7 (bisher: § 6a) Verkürzte Wochenarbeitszeit 

 
 

§ 8 (bisher: § 7) Mehrarbeit, Nachtarbeit, Sonn- und Feiertagsarbeit 

 
Die Regelungen wurden unverändert in die §§ 7, 8 überführt. Auch die nachfolgenden 
Paragrafen haben sich entsprechend in ihrer Nummerierung geändert. 
 
 

§ 9 (bisher: § 8) Mehrarbeit 

 
Die Regelungen wurden zum besseren Verständnis anders gegliedert, aber inhaltlich nicht 
verändert. 
 



§ 10 (bisher: § 9) Nachtarbeit 

 
 

§ 11 (bisher; § 10) Sonntags- und Feiertagsarbeit 

 
Die Regelungen sind inhaltlich unverändert. 
 
 

§ 12 (bisher: § 11) Spätschichtarbeit 

 
Die Spätschichtzulage für Mitarbeiter im Zweischichtbetrieb hat sich geändert. Wie bisher 
bei den Angestellten wird die Spätschichtarbeit mit einer Monatspauschale abgegolten, die 
jetzt auf 6,00 Euro einheitlich festgelegt wurde. Wird ein Mitarbeiter im Laufe eines Monats 
in den Zweischichtbetrieb versetzt, oder tritt er im Laufe eines Monats ein, wird die 
Pauschale anteilig bezahlt. Die Spätschichtzulagen der Mitarbeiter im Durchfahrbetrieb 
sind von der Neuregelung nicht betroffen. 
 
 

§ 13 (bisher: § 12) Berechnung der Zuschläge 

 
In Ziff. 5 wurde eine Öffnungsklausel aufgenommen, wonach durch freiwillige und damit 
nicht erzwingbare Betriebsvereinbarung die Zulagen und Zuschläge in zeitlicher Hinsicht 
oder in der Höhe anders geregelt werden können, um günstigere steuerliche Regelungen 
zu erreichen. Hinsichtlich der Spätschichtzulage für Zweischichtarbeitnehmer wurde dies 
bereits erwähnt. Dies gilt aber auch für die Spätschichtzulage der Durchfahrer, die anstelle 
einer 
5 % Zulage in der Zeit von 14:00 Uhr bis 22:00 Uhr in eine 20 % Zulage für die Stunden 
von 20:00 Uhr bis 22:00 Uhr umverteilt werden kann, die dann steuer- und somit auch 
sozialversicherungsfrei ausbezahlt werden kann.  
 
Gerade im Durchfahrbetrieb sind vor einigen Jahren durch gesetzliche Änderungen früher 
steuerfreie Zuschläge (z. B. der Sonntagszuschlag) zum Teil steuerpflichtig geworden, 
während andererseits das Steuerrecht die steuerfreie Zahlung von Zuschlägen zu Zeiten 
und in einer Höhe ermöglicht, in denen der Tarifvertrag keine oder geringere Zuschläge 
vorsieht 
(z. B. Nachtarbeit in der Zeit von 00:00 Uhr bis 04:00 Uhr, Sonntagszuschlagzahlung für 28 
Stunden gem. EStG). Hier können Optimierungen, die einer getrennten Erörterung 
bedürfen, vorgenommen werden, die natürlich gegen die damit verbundenen, in der Regel 
geringen Nachteile durch geringere Leistungen bei Krankengeld oder in der 
Rentenversicherung abgewogen werden müssen. Eine Abstimmung mit dem 
Betriebsstättenfinanzamt und dem Sozialversicherungsträger sollte bei Inanspruchnahme 
der Öffnungsklausel erfolgen. 
 
 

§ 14 (bisher: § 13) Kurzarbeit 

 
Die Regelungen sind inhaltlich unverändert. 
 
 



§ 15 (bisher: §§ 14, 15, 16) Lohn- und Gehaltsbestimmungen 

 
Die §§ 14,15 und 16 MTV, die in § 14 die allgemeinen Bestimmungen für Lohn- und Gehalt 
regelten, wurden zusammengefasst und soweit wie möglich vereinheitlicht. 
 
Der Monatslohn wird künftig der Regelfall sein. Diese Verstetigung des Grundeinkommens 
ist angesichts der von den Tarifvertragsparteien gewünschten 
Flexibilisierungsmöglichkeiten hinsichtlich der Arbeitszeit notwendig. Der Faktor, mit dem 
die Stundenlöhne in Monatsvergütungen umgerechnet werden, wurde rechnerisch korrekt 
im Vierjahrszeitraum auf Basis der 38-Stundenwoche auf 165,23 festgelegt. Er dient der 
Ermittlung der Stundenvergütung ausgehend von den Monatslohntabellen. Insoweit ergibt 
sich aufgrund der zu leistenden Arbeitszeit von 38 Stunden wöchentlich bei monatlicher 
Abrechnung ein Faktor von 165,23.  
 
Die Umstellung der Abrechnungen soll bis 31.12.2011 abgeschlossen sein. In begründeten 
Fällen kann auch weiterhin auf Basis einer Stundenvergütung monatlich abgerechnet 
werden. Inhaltlich haben sich im Übrigen keine Änderungen ergeben, so dass keine 
abrechnungstechnischen Änderungen notwendig sind, wenn bisher schon ein Monatslohn 
mit dem Faktor 165,23 vereinbart war. 
 
Eine von den Tarifvertragsparteien ins Auge gefasste Vereinheitlichung der 
Vergütungsregelung bei Vertretungsfällen konnte angesichts der unterschiedlichen 
regionalen Bestimmungen und der schwierigeren Abgrenzung der Vertretung bei 
Angestellten nicht umgesetzt werden. 
 
 

§ 16 (bisher: § 17) Leistungslohn 

 
 

§ 17 (bisher: § 18) Erschwerniszulagen 

 
 

§ 18 (bisher: § 19) Vergütung der Mehraufwendungen 
bei Arbeit außerhalb des Betriebsortes 

 
 

§ 19 (bisher: § 20) Arbeitnehmer im Außendienst 

 
Keine inhaltlichen Änderungen 
 
 

§ 20 (bisher: §§ 21 und 22) Arbeitsverhinderung durch Krankheit 

 
Die beiden bisherigen Paragrafen wurden ohne inhaltliche Änderung zusammengefasst. 
Die nicht mehr anwendbare und zur Verwirrung beitragende Regelung der Verpflichtung 
zur Nacharbeit, um eine 100 % Entgeltfortzahlung zu erhalten, wurde gestrichen. 
 
 



§ 21 (bisher: § 23) Fortzahlung des Arbeitsentgelts bei sonstiger 
Arbeitsverhinderung 

 
Inhaltlich wurde nur eine geringfügige Änderung im Hinblick auf das häufigere Zusammen-
leben ohne Heirat dahingehend vorgenommen, wonach bei Geburt eines eigenen Kindes 
eine Freistellung für einen Tag beansprucht werden kann, während bisher auf die 
Niederkunft der Ehefrau abgestellt war. 
 
 

§ 22 (bisher: § 24) Hinterbliebenen-Unterstützung 

 
Keine inhaltlichen Änderungen 
 
 

§ 23 (bisher: § 25) Urlaub 

Urlaub 
In diesem Paragrafen gibt es einerseits kleinere Korrekturen, die dem besseren 
Verständnis dienen, andererseits wichtige inhaltliche Änderungen bei dem Urlaubsgeld. 
 
Bei der Urlaubsdauer wurde ergänzt, dass die Gewährung des tariflichen Urlaubs unter 
Anrechnung des gesetzlichen Urlaubs erfolgt. In Ziff. 2.4 wurde entsprechend der 
Rechtsprechung des BAG klargestellt, dass bei allen Arbeitnehmern und nicht nur bei 
Teilzeitbeschäftigten der tarifliche Urlaubsanspruch von der 5-Tagewoche ausgeht und 
damit eine Umrechnung bei einer anderweitigen Verteilung der Arbeitszeit auf weniger als 
5 Tage zu erfolgen hat, wie dies gerade im Schichtbetrieb durch den 8-Stundentag mit 
Freischichten anstelle des Arbeitstags mit 7,6 Stunden, der sich rechnerisch bei einer 38-
Stundenwoche ergibt, der Fall ist. 
 
Die Urlaubsentgeltregelungen für Angestellte und gewerbliche Arbeitnehmer, die im 
Ergebnis gleich waren, wurden zusammengefasst. Inhaltlich hat sich nichts geändert. Die 
Vergütung erfolgt grundsätzlich nach dem Lohnausfall- oder, bei Abschluss einer 
entsprechenden Betriebsvereinbarung, nach dem Referenzprinzip. Der Urlaubsdurchschnitt 
ist anders als die Entgeltfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit einschließlich der Mehrarbeit 
und somit unter Einbezug aller Vergütungsbestandteile zu berechnen. 
 
Urlaubsgeld 
Die Urlaubsgeldregelung wurde wesentlich geändert.  
 
Das Urlaubsgeld ist jetzt eine jährliche Einmalzahlung und grundsätzlich nicht mehr 
unmittelbar von der Anzahl der Urlaubstage abhängig. Es beträgt für gewerbliche 
Arbeitnehmer und Angestellte 600,00 Euro jährlich. Arbeitnehmer, denen nach Ziff. 2.2. die 
zwei zusätzlichen Urlaubstage aufgrund der mehr als 8-monatigen schichtplanmäßigen 
Nachtarbeit zustehen, erhalten 640,00 Euro jährlich. Das Urlaubgeld ist damit um ca. 50,00 
Euro höher als bisher. 
 
Es besteht keine Akzessorietät mehr zwischen Urlaubsanspruch und Urlaubsgeld und es 
kommt auch nicht darauf an, dass der Mitarbeiter seinen Urlaub bis zum Ablauf des 
Übertragungszeitraums (31.03. des Folgejahres) nehmen kann. Die Einmalzahlung hat 
Vergütungscharakter mit der Maßgabe, dass sich die Höhe danach richtet, in welchem 
Umfang Anspruch auf Vergütung oder Krankengeld im Kalender-/ Urlaubsjahr besteht. 
 
Bei Teilzeitbeschäftigten richtet sich die Höhe des Urlaubsgelds nach dem Verhältnis der 
vertraglichen zur tariflichen Arbeitszeit (§ 23. Ziff. 4.4 MTV). Hat sich die Arbeitszeit im 



Kalenderjahr verändert (Erhöhung oder Verringerung der Arbeitszeit) ist auf den 
Durchschnitt der Arbeitszeit im Kalenderjahr abzustellen. 
 
Beispiel: 
 
Ein Arbeitnehmer arbeitet im Jahr 2011 bis Mai 2011 80 % und von Juni 2011 bis 31. 
Dezember 2011 40 % der Arbeitszeit eines Vollzeitbeschäftigten. Der im Juni 2011 fällige 
Urlaubsgeldanspruch ist in Höhe von 5 x 40,00 Euro (80%) und 7 x 20,00 Euro (40%) 
entstanden und beträgt somit 340,00 Euro. Besteht für einzelne Monate kein 
Urlaubsgeldanspruch, z. B. wegen unbezahlten Urlaubs, wird der Urlaubsgeldanspruch um 
den in dem einzelnen Monat entstandenen Betrag (40,00 Euro bzw. 20,00 Euro) gekürzt.    
 
Liegt die Änderung der Arbeitszeit nach dem Auszahlungszeitpunkt im Juni 2011 
(beispielsweise im Oktober 2011), muss die Zuvielzahlung mit Ablauf des Urlaubsjahres 
zurückerstattet werden (§ 23 Ziffer 4.11 MTV). Gegebenenfalls bei einem anderen Fall zu 
wenig gezahltes Urlaubsgeld muss vom Arbeitgeber nachgezahlt werden. 
 
Bei Auszubildenden wurde bisher nach dem Lebensalter (minderjährig oder volljährig) 
unterschieden. Diese Unterscheidung musste angesichts des AGG entfallen. Die 
Auszubildenden erhalten jedoch nicht das erhöhte, sondern das bisherige Urlaubsgeld von 
552,30 Euro. 
 
Bei einem Wechsel von einem Ausbildungs- zu einem Arbeitsverhältnis ist eine  anteilige 
Berechnung entsprechend der Anzahl der Monate als Auszubildender und Arbeitnehmer 
vorzunehmen.  
 
Das Urlaubsgeld für alle Beschäftigten wird nicht mehr, wie das bisher im Tarifvertrag 
vorgesehen war, vor jedem Urlaubstag bezahlt, sondern ist wie häufig in den Betrieben 
vereinbart, mit der Juniabrechnung fällig, wenn kein anderer Zeitpunkt durch 
Betriebsvereinbarung festgelegt wurde. Eine Aufspaltung auf mehrere Auszahlungstermine 
ist möglich. 
 
 
Nachfolgend werden einige wichtige Stellen des § 23 näher kommentiert:  
 
1.  § 23 Ziff. 4.6 
 

1.1. Der Urlaubsgeldanspruch besteht nur für volle Kalendermonate des Bestehens 
des Arbeitsverhältnisses im Urlaubsjahr. Wenn ein ganzer Monat in das 
Urlaubsjahr fällt, ist es ausreichend, dass nur für einen Teil des Monats 
Ansprüche auf die Leistungen nach Ziff. 4.6 bestehen. 

 
 Dies bedeutet umgekehrt, dass dann, wenn der Kalendermonat beispielsweise 

voll belegt ist mit: 
 

- Elternzeit 

- Pflegezeit 

- Unbezahlter Urlaub 

- Wehrdienst 

- Zivildienst 

- Freiwilliges soziales Jahr 

- Arbeitslosengeldbezug 

- Zeitrente 

- Zeiten der Aussteuerung 



 
eine Kürzung von 1/12 für jeden dieser vollen Kalendermonate erfolgt. 
 
Der Anspruch für einen Monat entfällt jedoch, wenn der Arbeitnehmer einen Teil 
des Kalendermonats unentschuldigt fehlt. 
 

1.2  
1.2.1 Der Anspruch ist fällig mit der jeweiligen Juniabrechnung, soweit durch 

Betriebsvereinbarung kein anderer Fälligkeitstermin vereinbart ist.  
  
1.2.2 Aufteilung des Urlaubsgeldes in mehrere Raten 

 
Durch freiwillige Betriebsvereinbarung kann vereinbart werden, dass das 
zusätzliche Urlaubsgeld in maximal zwei Teilbeträgen ausbezahlt wird. Die 
Einmalzahlung ist im Übrigen spätestens im November des jeweiligen 
Urlaubsjahres zu gewähren.  

 
1.2.3 Arbeitnehmer in Altersteilzeit 

 
Bei Arbeitnehmern in Altersteilzeit wird das Urlaubsgeld im Regelfall in 
monatlichen Teilbeträgen ausbezahlt. Durch die Erhöhung des Urlaubsgelds 
zum 01.01.2011 auf 600,00 / 640,00 Euro jährlich ist der bisher gezahlte 
Betrag auf 25,00 bzw. 26,67 Euro (hälftiges Urlaubsgeld von 600,00 / 
640,00 Euro / 12 Monate)  anzupassen. Es spricht grundsätzlich nichts 
dagegen, zur Vereinfachung den Erhöhungsbetrag bei bestehenden 
Altersteilzeitverhältnissen an dem für die übrigen Arbeitnehmer festgelegten 
Auszahlungszeitpunkt als Einmalbetrag nachzubezahlen und ab diesem 
Zeitpunkt dann die Erhöhung in die Abrechnung einzupflegen. Die sich 
durch die Erhöhung des Urlaubsgelds ergebenden Beträge sind 
aufzustocken.  
 
Im Übrigen ist zu beachten, dass, wenn von der Möglichkeit der Zwölftelung 
des Urlaubsgelds Gebrauch gemacht wurde, zwar grundsätzlich eine 
entsprechende Anpassung des Urlaubsgelds auf Grund des Stichtags im 
Juni erfolgt, jedoch nur für die Zukunft. Bereits erhaltendes Urlaubsgeld ist 
nach § 23 Ziff. 7 MTV i.V.m. § 7 Abs. 2 TV-ATZ nicht zurückzubezahlen. 
 
 

 
2. § 23 Ziff. 4.7 
 
Abweichend von Ziff. 4.10 erfolgt bei Ausscheiden nach dem 30.06. eines Jahres wegen 
der Gründe in Ziff. 4.7 keine zeitanteilige Kürzung. Dieser erhöhte Anspruch entfällt jedoch, 
wenn der Mitarbeiter vor seinem Ausscheiden mindestens 12 Monate lang nicht gearbeitet 
hat. Bei einem Ausscheiden bis 30. Juni eines Jahres oder einem Ausscheiden nach 12-
monatiger Nichtarbeit bleibt es bei den allgemeinen Berechnungsregeln. 
 
3.  § 23 Ziffer 4.9 
 
Die bisherige Regelung, wonach der Anspruch völlig entfällt, wenn der Arbeitnehmer im 
Kalenderjahr keine zusammenhängende Arbeitsleistung von mindestens einem vollen 
Kalendermonat erbracht hat, war bisher in § 23 Ziffer 4.6 geregelt. Diese Regelung in § 23 
Ziffer 4.6 S. 2 und S. 3 wird aus systematischen Gründen nunmehr in § 23 Ziffer 4.9 S. 1 
und S. 2 geregelt.  
 



Der Anspruch auf Urlaubsgeld entfällt für das Urlaubsjahr ganz, wenn der Arbeitnehmer 
innerhalb des Urlaubsjahres keine zusammenhängende tatsächliche Arbeitsleistung von 
mindestens einem vollen Kalendermonat erbracht hat. 
 
Danach schließt sich die bisherige Regelung der Ziffer 4.9 an, wonach das Urlaubsgeld 
entfällt, wenn der Arbeitnehmer unter Vertragsbruch ausscheidet oder aufgrund 
vertragswidrigen Verhaltens fristlos entlassen wird. 
 
Als tatsächliche Arbeitsleistung gelten auch: 
 
- Freischichttage 

- Gleitzeittage 

- Abfeiern von Mehrarbeit 

- Fälle des § 21 MTV 

- Einzelne Urlaubstage, d.h. bis zu einer Woche pro Monat 

 
4. Zu § 23 Ziff. 4.10 

 
 

Im Jahr des Eintritts bzw. des Austritts besteht der Anspruch zeitanteilig für jeden vollen 
Kalendermonat des Bestehens des Arbeitsverhältnisses, sofern die Voraussetzungen nach 
Ziffer 4.6 erfüllt sind. Bei einem Eintritt/Austritt im Laufe eines Monats besteht für diesen 
Monat kein anteiliger Anspruch. 
 
Zur Verdeutlichung wurde eine Fälligkeitsregelung eingefügt. Danach ist das Urlaubsgeld 
am Ende des Urlaubsjahres / Kalenderjahres auszubezahlen, wenn der Arbeitnehmer nach 
dem Fälligkeitstermin eintritt.  
 
Tritt der Arbeitnehmer vor dem Fälligkeitstermin aus, so ist das Urlaubsgeld mit der 
Schlussabrechnung auszubezahlen  
 
 
 
Beispiele folgen auf den nächsten Seiten: 



Beispiele: 
 

Beispiel 3 (bisher Beispiel 8): 

 
Der Arbeitnehmer erhält im Juni 2011 das volle Urlaubsgeld. Er scheidet am 30.09.2011 aus 
seinem Unternehmen aus. 
 
Welcher Anspruch besteht für das Urlaubsgeld 2011? 
 
Lösung: 
Der Arbeitnehmer erhält im Juni 2011 ein Urlaubsgeld in Höhe von 600 Euro. Dies war für 
das Urlaubsjahr 2011. Da  er vor Ablauf des Urlaubsjahres ausscheidet, sind 3/12 
zurückzuzahlen.  
Handelt es sich um einen Mitarbeiter im Sinne des § 23 Ziffer 4.7, welcher wegen einer der 
dort genannten Gründe ausscheidet, gilt die dortige Regelung.  
 

Beispiel 1 (bisher Beispiel 1): 

Der AN ist vom 15.10.2011 bis 31.03.2012 im Krankengeld. Er arbeitet ab dem 01.04.2012 
wieder.  
 
Welches Urlaubsgeld erhält er im Juni 2012? 
 
Lösung: 
Es liegt eine Mindestarbeitsleistung von einem Kalendermonat vor (§ 23 Ziff. 4.6., Satz 2 
MTV). Es besteht im ganzen Urlaubsjahr Anspruch auf Vergütung oder Krankengeld. Der 
Urlaubsgeldanspruch besteht voll. 

Beispiel 2 (bisher Beispiel 3): 

Der Arbeitnehmer ist vom 01.05.2011 bis 30.11.2011 im Krankengeld, das zu diesem 
Zeitpunkt ausläuft. Der Mitarbeiter erhält nach seiner Aussteuerung Arbeitslosengeld oder 
befristete Rente. Welches Urlaubsgeld erhält er im Juni 2011 und Juni 2012? 
 
Lösung: 
2011 
Der Arbeitnehmer hat bis April gearbeitet und erfüllt die Mindestvoraussetzung einer 
einmonatigen Arbeitsleistung. Im Zeitpunkt der Auszahlung im Juni 2011 erhält er das volle 
Urlaubsgeld. Bei Ablauf des Kalenderjahres sind 1/12 zurückzuzahlen, da der Dezember 
Aussteuerungsmonat ist.  
 
2012 
Der Arbeitnehmer hat im Urlaubsjahr 2012 keinen Kalendermonat eine Arbeitsleistung 
erbracht. Deshalb besteht kein Anspruch auf Urlaubsgeld 

 
 

§ 23.6 Öffnungsklausel bei wirtschaftlichen Schwierigkeiten 

 
Die früher als Protokollnotiz enthaltende Regelung, wonach bei wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten auf bis 50 % des Urlaubsgelds durch Betriebsvereinbarung mit 
Zustimmung der Gewerkschaft verzichtet werden kann, ist nunmehr in den Tarifvertrag 
aufgenommen worden. 
 



§ 24 (bisher: § 26) Auszubildende 

 
Keine inhaltlichen Änderungen.  
 
 

§ 25 (bisher: § 27) Ausschlussfristen 

 
Inhaltlich wurde nur in Ziff. 2, Satz 2, klargestellt, dass auch die kurze Ausschlussfrist beim 
Ausscheiden frühestens mit der Fälligkeit zu laufen beginnt. Dies ist zum  Beispiel für die 
Fälle von Bedeutung, in denen variable Lohnbestandteile erst im Monat nach dem 
Ausscheiden abgerechnet und fällig werden. 
 
Die Tarifvertragsparteien sind sich darüber einig, dass auch die 
Urlaubsabgeltungsansprüche unter die bei dem Ausscheiden zu wahrende Ausschlussfrist 
des § 25 Ziff. 2 MTV fallen. 
 
 

§ 26 (bisher: § 28 und § 29) Schlussbestimmungen 

 
Die bisherige Regelung des § 28 (Übergangsbestimmungen) wurde inhaltlich unverändert 
in § 26 Ziff. 1 übernommen. 
 
Die übrigen Bestimmungen zum Inkrafttreten (1. April 2011; Ausnahme § 23 Ziff. 4: 
Urlaubsgeldregelung mit Wirkung schon ab 01.01.2011) und der frühesten 
Kündigungsmöglichkeit zum 31.12.2012 wurden an das Ergebnis der Tarifverhandlungen 
angepasst. 
 
 
 
 
Düsseldorf,  09.05.2011 
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